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Satzung der Stadt Wesseling über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern 
(Realsteuerhebesatz-Satzung) 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24. 
Mai 2011 (GV NRW S. 271), und des § 25 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794), sowie des § 16 des Gewerbesteuergesetztes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) hat der Rat der Stadt Wesseling in 
seiner Sitzung vom 20. Dezember 2011 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1  
Hebesätze 

 
1. Die Hebesätze für die Grundsteuern werden 
 
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) auf 220 v.H. 
 
und für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 450 v.H. 
 
festgesetzt 
 
2. Der Hebesatz für die Gewerbesteuer wird auf 460 v.H. 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Wesseling, den 21. Dezember 2011 
 
Der Bürgermeister 
Gez. Hans-Peter Haupt 



 
 
 
4. Änderungssatzung der Satzung über die Entgelte für die Abfallentsorgung in der Stadt 
Wesseling (Abfallentgeltsatzung - AbfES) 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV S. 666/SGV NW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Mai 2011 (GV.NRW. S. 270/271), der §§ 5 und 9 des Gesetzes zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung vom Abfällen 
(Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz – KrW-/AbfG) vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), 
Zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 06. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986), sowie der §§ 
2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 
(GV. NRW S. 394), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 20. Dezember 2011 
folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 2 Absatz 2 der Satzung über die Entgelte für die Abfallentsorgung in der Stadt Wesseling 
(Abfallentgeltsatzung – AbfES) erhält folgenden Wortlaut: 
 
(2) Das jährliche Benutzungsentgelt beträgt für die Abfallentsorgungsleistungen gemäß § 2 der 
Abfallentgeltsatzung ab dem 01.01.2012 
 
1. bei 14-täglich einmaliger Leerung der von der Stadt zur Verfügung gestellten Abfallbehälter (§ 12 
der Abfallsatzung) 
 
für ein 80 l Gefäß: 95,20 € 
für ein 120 l Gefäß:142,80 € 
für ein 240 l Gefäß: 285,60 € 
für ein 1.100 l Gefäß: 1.309,00 € 
für ein 2.500 l Gefäß: 2.975,00 € 
für ein 5.000 l Gefäß: 5.950,00 € 
 
2. bei wöchentlich einmaliger Leerung der von der Stadt zur Verfügung gestellten Abfallbehälter (§ 12 
der Abfallsatzung) 
 
für ein 240 l Gefäß: 460,80 € 
für ein 1.100 l Gefäß: 2.112,00 € 
für ein 2.500 l Gefäß: 4.800,00 € 
für ein 5.000 l Gefäß: 9.600,00 € 
 
 

Artikel 2 
 
In § 2 Absatz 3 wird der Betrag von „0,17 €“ ersetzt durch „0,12 €“. 
 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 



Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 21. Dezember 2011 
 
 
Der Bürgermeister 
Gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
6. Änderungssatzung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsentgelten in der Stadt Wesseling (Straßenreinigungs- und Entgeltsatzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV S. 666/SGV NW 2023), zuletzt geändert Gesetz vom 24. 
Mai 2011 (GV.NRW. S. 270/271), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen - Straßenreinigungsgesetz NW - (StrReinG NW) vom 18. Dezember 1975 (GV NW S. 
706/SGV NW 2061) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 390) und der §§ 
4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW 
S. 394), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 20. Dezember 2011 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
 
§ 5 Abs. 5 der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsentgelten 
in der Stadt Wesseling (Straßenreinigungs- und Entgeltsatzung) vom 6. Oktober 2010 erhält folgende 
neue Fassung:  
 
(5) Das jährliche Benutzungsentgelt für die Winterwartung (§ 1 Abs. 2) beträgt je Meter der 
Grundstücksseiten (Absätze 1 - 3) der  
 
a) in der Anlage 1 a genannten Straßen 1,14 € 
 
b) in der Anlage 1 b genannten Straßen 0,74 € 
 
c) in der Anlage 1 c genannten Straßen 2,45 € 
 
 

Artikel 2 
 
In der Anlage 1 a wird  folgende Straße bzw. Straßenteilstück aufgenommen: 
 
Jagdweg von Waldstraße bis Jägerstraße 
 
 

Artikel 3 
 



In der Anlage 2 wird folgende Änderung vorgenommen: 
 
Jagdweg, soweit nicht in der Anlage 1 a genannt 
 
 

Artikel 4 
 
Aus der Anlage 1a wird folgende Straße herausgenommen und in die Anlage 1 c eingefügt: 
 
Berzdorfer Straße, soweit nicht in der Anlage 1 b genannt 
 
 

Artikel 5 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. 
 
 

* * * 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 20. Dezember 2011 
 
Der Bürgermeister 
Gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
1. Änderungssatzung zur Satzung für das Jugendamt der Stadt Wesseling 
 
 
Aufgrund der §§ 69 ff. des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134), in der jeweils geltenden 
Fassung, des § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - 
AG KJHG - vom 12.12.1990 (GV NRW S. 664), in der jeweils geltenden Fassung und § 9 Abs. 6-8 1. 
KiBiz-Änderungsgesetz vom 29.07.2011 und des § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen - GO NRW - in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in 
der jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung vom 20. Dezember 
2011 folgende Satzung für das Jugendamt beschlossen: 
 
 
Artikel 1 
 
In § 4 Abs. 3 der Satzung für das Jugendamt der Stadt Wesseling wird nach Buchstabe m) angefügt: 
 
„n) ein Vertreter des Jugendamtelternbeirates“ 
 



Der nachfolgende Satz lautet wie folgt: 
 
„Für die Mitglieder e) bis n) ist je eine persönliche Stellvertreterin/ein persönlicher Stellvertreter zu 
bestellen oder zu wählen.“ 
 
 
Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 21. Dezember 2011 
 
Der Bürgermeister 
Gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2010 der Entsorgungsbetriebe der Stadt Wesseling 
 
Bekanntgabe der Feststellung des Jahresabschlusses 2010 der Entsorgungsbetriebe der Stadt 
Wesseling, der Behandlung des Jahresgewinns sowie des abschließenden Prüfungsvermerks 
der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebs-
verordnung (EigVO); Hinweis zur Einsichtnahme in den Jahresabschluss und den Lagebericht  
 
Der Rat der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung vom 22. November 2011 auf Empfehlung des 
Betriebsausschusses den Jahresabschluss der Entsorgungsbetriebe der Stadt Wesseling für das 
Wirtschaftsjahr 2010 festgestellt. Das festgestellte Jahresergebnis in Höhe von 343.555,91 EURO 
wird wie folgt verwendet: Der Überschuss des Betriebszweigs Abwasserbeseitigung von 377.208,00 
EURO wird in die Rücklage eingestellt, der Verlust des Betriebszweigs Straßenreinigung von 
80.876,39 EURO und der Gewinn des Betriebszweigs Betriebshof von 47.224,30 EURO werden auf 
neue Rechnung vorgetragen. 
 
 
Mit Schreiben vom 30. November 2011 hat die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA 
NRW) den folgenden abschließenden Prüfungsvermerk erteilt: 
 
„Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Betriebes Entsorgungs-
betriebe der Stadt Wesseling. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2010 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft W + ST Publica Revisionsgesellschaft mbH, Dillingen, 
bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 30.11.2011 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt. 



 
‚Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Entsorgungsbetriebe der 
Stadt Wesseling für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2010 bis zum 31.12.2010 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen und den 
ergänzenden Regelungen in der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des 
Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und 106 GO NRW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.’ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft W + ST Publica 
Revisionsgesellschaft mbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erforderlich. 
 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
gez.  
Manuela Gebendorfer“ 
 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Entsorgungsbetriebe der Stadt Wesseling für das 
Wirtschaftsjahr 2010 liegen gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung ab Donnerstag,  
dem 29. Dezember 2011 im neuen Rathaus, 5. Obergeschoss, Zimmer 518, zu jedermanns Einsicht 
aus. Er ist zudem im Internet unter der Adresse http://www.wesseling.de/verwaltung/haushalt/ 
jahresabschluss2010.php verfügbar. Der Jahresabschluss wird bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Das Rathaus ist geöffnet: 
 



montags, mittwochs und donnerstags von 07.30 bis 16.00 Uhr, 
dienstags von 07.30 bis 18.00 Uhr und 
freitags von 07.30 bis 12.30 Uhr. 
 
 
Wesseling, 13. Dezember 2011 
 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
gez. Bernhard Hadel  
Erster Beigeordneter und Kämmerer 
 
 
 
 
Bekanntmachung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt Wesseling für das 
Haushaltsjahr 2012 
 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Wesseling für das Haushaltsjahr 2012 
 
Aufgrund des §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
über das Führen von Gemeinde- und Kreisbezeichnungen vom 25. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 539), 
hat der Rat der Stadt Wesseling mit Beschluss vom __.__.____ folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
- im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 70.630.900 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 77.602.500 € 
 
- im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 67.220.000 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 69.328.400 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 
3.520.700 € 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 
4.081.400 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 170.000 € festgesetzt. 
 



 
§ 4 

 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 6.971.600 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur rechtzeitigen Liquiditätssicherung in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 10.000.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Die Steuerhebesätze für die Gemeindesteuern werden mit der Satzung der Stadt Wesseling über die 
Festsetzung der Realsteuern (Realsteuerhebesatz-Satzung) vom 20.12.2011 für das Haushaltsjahr 
2012 wie folgt festgesetzt  
 
1. Grundsteuer 
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) auf 220 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 450 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer auf 460 v. H. 
 
(Anm.: Die Angabe der Hebesätze in dieser Haushaltssatzung hat nur deklaratorische Bedeutung.) 
 
 

§ 7 
 
1. Alle Erträge und Aufwendungen sowie alle Einzahlungen und Auszahlungen für Investitionen, die 
den einzelnen Bereichen der Stadtverwaltung für ihren Aufgabenbereich zur eigenverantwortlichen 
Bewirtschaftung übertragen sind, werden jeweils gemäß § 21 Absatz 1 der Gemeindehaushalts-
verordnung (GemHVO) zu Budgets verbunden. Die Einrichtungen, die in der Regel aus Entgelten 
finanziert werden (kostenrechnende Einrichtungen), stellen Sonderbudgets innerhalb der Bereichs-
budgets dar. Unabhängig von ihrer Zuordnung zu den Bereichsbudgets werden alle Personalauf-
wendungen und alle Ansätze für Abschreibungen zu je einem Budget verbunden.  
 
In den Budgets ist die Summe der Erträge und Aufwendungen bzw. Einzahlungen und Auszahlungen 
verbindlich (§ 21 Absatz 1 Satz 2 GemHVO). Die gegenseitige Deckungsfähigkeit von 
Haushaltsansätzen in den Budgets unterliegt folgenden Einschränkungen: 
 
- Eine Inanspruchnahme von Haushaltsansätzen für investive Auszahlungen zugunsten von Ansätzen 
für Aufwendungen ist nicht zulässig. 
- Ansätze für nicht auszahlungswirksame Aufwendungen (z.B. Abschreibungen) können nicht zur 
Deckung von auszahlungswirksamen Aufwendungen eingesetzt werden. 
- Haushaltsansätze für Leistungen ohne rechtliche Verpflichtung können nicht zu Lasten von Ansätzen 
für Pflichtaufgaben erhöht werden. 
- Bei Sonderbudgets (kostenrechnende Einrichtungen) wird die gegenseitige Deckungsfähigkeit auf 
die Ansätze des Sonderbudgets beschränkt. 
- Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfähigkeit ist der Teil der Ermächtigung für 
Aufwendungen oder Auszahlungen, der auf zweckgebundenen Erträgen bzw. Einzahlungen beruht. 
Die Entscheidung über die Inanspruchnahme der gegenseitigen Deckungsfähigkeit trifft der für den 
Bereich zuständige Wahlbeamte, im Übrigen und bei Auszahlungen für Investitionen der Kämmerer. 
Die Wahlbeamten können ihre Befugnis auf die ihnen zugeordneten Verwaltungsdirektoren 
übertragen. 
 
2. Mehrerträge und Mehreinzahlungen in den einzelnen Budgets berechtigen zu Mehraufwendungen 
und Mehrauszahlungen in diesen Budgets (unechte Deckungsfähigkeit), und zwar mit folgenden 
Einschränkungen: 
- Mehrerträge oder Mehreinzahlungen in Sonderbudgets (kostenrechnenden Einrichtungen) dürfen 
nur für Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen des jeweiligen Sonderbudgets verwendet 
werden. 



- Zweckgebundene Mehrerträge oder Mehreinzahlungen dürfen nur für entsprechende 
Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen verwendet werden.  
Die Entscheidung über die Inanspruchnahme der unechten Deckungsfähigkeit trifft der für den Bereich 
zuständige Wahlbeamte, sofern die Mehrerträge auf die Auflösung oder Herabsetzung von 
Rückstellungen zurückgehen, der Kämmerer. Die Wahlbeamten können ihre Befugnis auf die ihnen 
zugeordneten Verwaltungsdirektoren übertragen. 
 
3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind erheblich im Sinne des § 83 
Abs. 2 GO NRW, wenn sie mehr als 25.000 € betragen; sie bedürfen der vorherigen Zustimmung des 
Rates. Dies gilt nicht bei Beträgen, die wirtschaftlich durchlaufend sind, und bei nicht 
auszahlungswirksamen Aufwendungen. Im Übrigen entscheidet gemäß § 83 GO NRW der Kämmerer.  
 
4. Als Wertgrenze für die Einzelveranschlagung von Investitionsmaßnahmen (§ 4 Absatz 4 und § 14 
Absatz 1 Satz 1 GemHVO) und für die Einzelveranschlagung von Verpflichtungsermächtigungen (§ 13 
Absatz 1 Satz 2 GemHVO) werden 5.000 € festgesetzt. Unabhängig von dieser Wertgrenze können 
die Einzelmaßnahmen für Inventarbeschaffungen in den einzelnen Teilfinanzplänen 
zusammengefasst werden. 
 
5. Es gilt eine allgemeine Stellenbesetzungssperre, nach der freie Stellen erst nach Ablauf von zwölf 
Monaten (wieder-)besetzt werden dürfen. Über Ausnahmen entscheidet der Verwaltungsvorstand. 
Die im Stellenplan ausgewiesenen Vermerke „künftig wegfallend“ (k.w.) oder „künftig umzuwandeln“ 
(k.u.) haben nachstehende Rechtsfolgen: 
 
- K.w.-Vermerk: Die Stelle entfällt nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers oder mit der Erledigung 
der Aufgabe oder zu dem angegebenen Zeitpunkt. 
 
- K.u.-Vermerk: Die von einem Vermerk betroffenen Stellen sind nach dem Ausscheiden des 
Stelleninhabers in eine Planstelle der angegebenen Besoldungs- oder Entgeltgruppe umzuwandeln. 
Fehlt bei einer mit einem k.u.-Vermerk versehenen Stelle die Angabe der Besoldungs- oder 
Entgeltgruppe, ist nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers eine Neubewertung vorzunehmen. 
 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 mit ihren Anlagen wurde aufgrund § 80 
Abs. 1 und 2 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes über das Führen von Gemeinde- und 
Kreisbezeichnungen vom 25. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 539), 
 
aufgestellt: 
Wesseling, 15. Dezember 2011 
Gez. Bernhard Hadel 
Stadtkämmerer 
 
bestätigt: 
Wesseling, 15. Dezember 2011 
Gez. Hans-Peter Haupt 
Bürgermeister 
 
 
 
2. Bekanntmachung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt Wesseling 
 
Der vorstehende Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2012 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt im 
neuen Rathaus, 5. Obergeschoss, Zimmer 518, zu jedermanns Einsicht aus und wird während der 
Dauer des Beratungsverfahrens im Rat zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. Er ist zudem unter der 
Adresse http://www.wesseling.de/verwaltung/haushalt/haushaltsentwurf2012.php im Internet 
abrufbar. Das Rathaus ist geöffnet montags, mittwochs, donnerstags von 07.30 bis 16.00 Uhr, 
dienstags von 07.30 bis 18.00 Uhr und freitags von 07.30 bis 12.30 Uhr. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner und Abgabepflichtige der Stadt Wesseling Einwendungen 
erheben. Diese sind schriftlich oder zur Niederschrift bis spätestens 31.01.2012 beim Bürgermeister 
der Stadt Wesseling, Alfons-Müller-Platz, 50389 Wesseling, geltend zu machen. 



 
Über Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Wesseling in öffentlicher Sitzung. 
 
 
 
Wesseling, den 21. Dezember 2011 
 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Gez. Bernhard Hadel 
Erster Beigeordneter und Kämmerer 
 
 
 
 
 
 


